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1. Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit / Anlass und Zweck der Verarbeitung 

▪ Kommunale Angelegenheiten und Zusammenarbeit, Vollzug der Gemeindeordnung, Kassen- und 
Rechnungsprüfung, Gutachtliche Stellungnahmen 

 

In Zusammenhang unserer durch den Gesetzgeber übertragenen Aufgaben werden personenbezogene Daten 
verarbeitet. Dies betrifft vorrangig folgende Tätigkeiten: 

a) Beratung und Unterstützung der Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften in verschiedenen 
Angelegenheiten (z.B. Gründung von Kommunalunternehmen oder Abschluss von Zweckvereinbarungen); 

b) Beratung und Unterstützung der Gemeinden bei der Gründung und Verwaltung gemeindlicher Unternehmen 
(z.B. Eigenbetrieb, selbständiges Kommunalunternehmen oder Unternehmen in einer Rechtsform des 
Privatrechts); 

c) Beratung und Unterstützung der Gemeinden bei allgemeinen Fragen zum Haushaltsrecht, Genehmigung 
der Haushaltssatzung und des Haushaltsplans der Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften, Schul- und 
Zweckverbände; 

d) Beratung und Unterstützung der Gemeinden bei Fragen zum gemeindlichen Finanz- und Steuerwesen, 
Bearbeitung von Anträgen auf Bedarfszuweisungen und Stabilisierungshilfen; 

e) Beratung und Unterstützung sowie Ausübung der Rechtsaufsicht über die kreisangehörigen Gemeinden, 
Verwaltungsgemeinschaften, Schul- und Zweckverbände sowie Beratung und Information der Bürger des 
Landkreises Ostallgäu; 

f) Unterstützung und Beratung der kreisangehörigen Gemeinden, VG’s, Schul- und Zweckverbänden bei 
Neuerlass, Änderung und ggfs. Aufhebung von Verordnungen und Satzungen, Beratung und Information 
von Bürgern bei Fragen zu Verordnungen und Satzungen; 

g) Bearbeitung von Widersprüchen im Steuer- und Beitragsrecht (ins. Erschließungsbeitrag, 
Herstellungsbeiträge Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung, Zweitwohnungssteuer, Hundesteuer, 
Fremdenverkehrsbeitrag, Kurbeitrag, Gewerbesteuer, Grundsteuer usw.), Beratung und Information von 
Bürgern im Rahmen des Widerspruchsverfahrens; 

h) Beratung und Information von Stiftungen; 
i) Beratung und Information insbesondere der Wald- und Weidegenossenschaften, Waldkörperschaften usw. 

und von Bürgern im Zusammenhang mit den öffentlichen Nutzungsrechten; 
j) Auswertung der Prüfungsberichte der durch die Staatl. Rechnungsprüfungsstelle bzw. des Bayer. 

Kommunalen Prüfungsverbandes (BKPV) durchgeführten überörtlichen Prüfungen und Überwachung des 
Vollzugs bzw. der Bearbeitung und Erledigung der dort aufgeführten Prüfungserinnerungen; 

k) Bearbeitung und Beantwortung von eingehenden Petitionen und Aufsichtsbeschwerden gegen 
Bürgermeister der Gemeinden; 

l) Durchführung der überörtlichen Kassen- und Rechnungsprüfung der Gemeinden, VG’s, Schul- und 
Zweckverbände; 

m) Durchführung und Überwachung der Gemeindefinanzstatistiken; 
n) Bearbeitung von eingehenden Anträgen insbesondere der Gemeinden auf staatliche Zuwendungen zu 

Baumaßnahmen (z.B. Kindergärten, Schulen usw.); 
o) Erstellung von gutachtlichen Stellungnahmen zu Haushaltssatzungen der Gemeinden, Verwaltungs-

gemeinschaften, Schul- und Zweckverbände; 
p) Erstellung von gutachtlichen Stellungnahmen zu den eingehenden Anträgen auf staatliche Zuwendungen; 
q) Erstellung von gutachtlichen Stellungnahmen zu Anträgen der Körperschaften auf einzelne Kredite und 

kreditähnliche Rechtsgeschäfte (insb. Bürgschaften und Finanzierungsverträge). 

2. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen 

Landkreis Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, 
E-Mail-Adresse: poststelle@lra-oal.bayern.de, Telefon: 08342 911-0. 

3. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 

Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, 
E-Mail-Adresse: datenschutzbeauftragter@lra-oal.bayern.de 

4. Rechtsgrundlage der Verarbeitung 

Artikel 6 Abs. 1 Buchst. c und e Datenschutz Grundverordnung (DSGVO) 
in Verbindung mit Art. 4 und 5 Bayerisches Datenschutzgesetz (BayDSG). 
 

a) 

- Art. 57 Abs. 3 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- Art. 12, 14, 20 und 48 Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 
- Verwaltungsgemeinschaftsordnung (VGemO). 
 

b)  
- Art. 86 ff., 110 und 117 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO). 
 

c) 

- Art. 61 ff., 110 und 117 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
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- Art. 57 ff., 65 und 96 Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (Landkreisordnung - LKrO); 
- Art. 55 ff., 63 und 92 Bezirksordnung für den Freistaat Bayern (Bezirksordnung – BezO); 
- Art. 40, 41, 52 Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 
- Art. 8 und 10 Verwaltungsgemeinschaftsordnung für den Freistaat Bayern 

(Verwaltungsgemeinschaftsordnung - VGemO); 
- Art. 9 Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG). 
 

d) 

- Art. 110 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- Kommunalabgabengesetz (KAG). 
 

e) 

- Art. 108 ff. Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- Art. 94 ff. Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (Landkreisordnung - LKrO); 
- Art. 90 ff. Bezirksordnung für den Freistaat Bayern (Bezirksordnung - BezO); 
- Art. 10 Verwaltungsgemeinschaftsordnung für den Freistaat Bayern 

(Verwaltungsgemeinschaftsordnung - VGemO); 
- Art. 51 und 52 Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 
- Bayerisches Disziplinargesetz (BayDG). 
 

f) 

- Art. 22 ff., Art. 108 ff. Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- Art. 2 ff. Kommunalabgabengesetz (KAG). 
 

g) 

- Art. 119 Nr. 1, Art. 110 Satz 1 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- § 73 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO); 
- Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG). 
 

h) 

- Art. 84, 85 und 108 ff. Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- Art. 2 Abs. 3 und Art. 20 Bayerisches Stiftungsgesetz (BayStG). 
 

i) 

- Art. 80 ff., Art. 108 ff. Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- Verordnung über Waldgenossenschaften (WGV). 
 

j) 

- Art. 105, 106 und 108 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- Verordnung über das Prüfungswesen zur Wirtschaftsführung der Gemeinden, der Landkreise und der Bezirke 

(Kommunalwirtschaftliche Prüfungsverordnung – KommPrV); 
- Verordnung über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der Gemeinden, der Landkreise und der 

Bezirke nach den Grundsätzen der doppelten kommunalen Buchführung (Kommunalhaushaltsverordnung-
Doppik – KommHV-Doppik). 

 

k) 

- Art. 109 und 110 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO). 
 

l) 

- Art. 105 und 106 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- Art. 43 Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 
- Art. 10 Verwaltungsgemeinschaftsordnung für den Freistaat Bayern 

(Verwaltungsgemeinschaftsordnung - VGemO); 
- §§ 8 und 9 Verordnung über das Prüfungswesen zur Wirtschaftsführung der Gemeinden, der Landkreise und 

der Bezirke (Kommunalwirtschaftliche Prüfungsverordnung - KommPrV); 
- Art. 3 Gesetz über den Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband. 
 

m) 

- Gemeindefinanzreformgesetz (GFRG); 
- Finanzausgleichsgesetz (FAG). 
 

n) 

- Art. 110 und 117 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- Verordnung über das Prüfungswesen zur Wirtschaftsführung der Gemeinden, der Landkreise und der Bezirke 

(Kommunalwirtschaftliche Prüfungsverordnung – KommPrV). 
 

o) 

- Art. 61 ff., insb. Art. 65 Abs. 2 und Art. 71 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(Gemeindeordnung - GO); 
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- Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 
- Verwaltungsgemeinschaftsordnung für den Freistaat Bayern (VGemO). 
 

p) 

- Art. 110 und 117 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO); 
- Verordnung über das Prüfungswesen zur Wirtschaftsführung der Gemeinden, der Landkreise und der Bezirke 

(Kommunalwirtschaftliche Prüfungsverordnung – KommPrV). 
 

q) 

- Art. 71 Abs. 4, Art. 72 Abs, 1 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO); 
- Verordnung über das Prüfungswesen zur Wirtschaftsführung der Gemeinden, der Landkreise und der Bezirke 

(Kommunalwirtschaftliche Prüfungsverordnung – KommPrV). 
 

(Die angegebenen Buchstaben der Aufzählung beziehen sich auf die unter Punkt 1 genannten Tätigkeiten) 

5. Kategorien der personenbezogenen Daten, die verarbeitet werden 

Das Landratsamt Ostallgäu verarbeitet für die hier genannten Zwecke Personenstammdaten wie Titel, Name, 
Vorname, geschäftliche Adress- und Kontaktdaten von Mitarbeitern der jeweils involvierten Körperschaften wie 
Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften, Schul- und Zweckverbände und zudem personenbezogene Daten 
(Titel, Name, Vorname, Adress- und Kontaktdaten): 

e) von Bürgern (Beschwerdeführer, Antragsteller, Anfragende); 
f) von Antragstellern und Anfragenden; 
g) der Widerspruchsführer und ggfs. deren anwaltlicher Vertretung; 
h) ggf. von Stiftungsgründern oder deren Nachlassverwaltern; 
i) Vorständen und Mitgliedern der Wald- und Weidegenossenschaften, Waldkörperschaften, etc.; 
k) Beschwerdeführer und Petenten; 
p) von beteiligten Behörden und Fördergebern. 
 

(Die angegebenen Buchstaben der Aufzählung beziehen sich auf die unter Punkt 1 genannten Tätigkeiten) 

6. Empfänger oder Kategorien von Empfängern von personenbezogenen Daten 

Die Daten werden im Landratsamt Ostallgäu innerhalb der Fachabteilung „Kommunalrecht und Staatl. Rech-
nungsprüfung“ verarbeitet und innerhalb unserer Behörde im Bedarfsfall an weitere Stellen zur Einholung einer 
Stellungnahme oder an die Kreiskasse zur Erstellung der Kostenrechnung übergeben. Zudem erfolgt eine Wei-
tergabe an: 

g) ggf. an das zuständige Verwaltungsgericht im Klageverfahren; 
k) Information an Regierung von Schwaben bzw. Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Sport und In-

tegration; 
m) Statistischen Landesamt und Zentralfinanzamt München zur Einholung bzw. Weiterleitung der statistischen 

Daten; 
n) Regierung von Schwaben zur Bearbeitung des Antrags sowie Festsetzung des Förderbetrages auf Basis 

der eingehenden Stellungnahmen; 
p) ggf. weitere eingebundene Behörden, Ämter (z.B. Wasserwirtschaftsamt) und Planungsbüros.  

 

(Die angegebenen Buchstaben der Aufzählung beziehen sich auf die unter Punkt 1 genannten Tätigkeiten)  

7. Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland 

In Zusammenhang mit der hier genannten Verarbeitungstätigkeit erfolgt keine Weitergabe oder Übermittlung 
von personenbezogenen Daten an Drittländer. 

8. Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten 

Die Aufbewahrungsfristen richten sich vorrangig nach den Vorgaben des Einheitsaktenplanes für die 
bayerischen Gemeinden und Landratsämter und betragen für die hier genannten Verarbeitungszwecke im 
Regelfall 10 Jahre und in Einzelfällen 30 Jahre nach Abschluss der Bearbeitung. 

9. Betroffenenrechte 

Nach der Datenschutz-Grundverordnung stehen Ihnen folgende Rechte zu: 

­ Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht Auskunft über die zu Ihrer Per-
son gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO). 

­ Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf Berichtigung zu 
(Art. 16 DSGVO). 

­ Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung der Verar-
beitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18 und 21 DSGVO). 

­ Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur Datenverarbeitung besteht und die 
Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren durchgeführt wird, steht Ihnen gegebenenfalls ein Recht 
auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO). 
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Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüfen wir als Verantwortlicher, ob die ge-
setzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Weiterhin besteht ein Beschwerderecht beim Bayerischen Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz (Postfach 22 12 19, 80502 München, Telefon: 089 212672-0, Telefax: 
089 212672-50, E-Mail: poststelle@datenschutz-bayern.de). 

10. Widerrufsrecht - soweit die Verarbeitung auf Ihrer Einwilligung beruht 

Wenn Sie in die Verarbeitung durch eine entsprechende Erklärung eingewilligt haben, können Sie die Einwilli-
gung jederzeit für die Zukunft widerrufen. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf 
erfolgten Datenverarbeitung wird durch diesen nicht berührt. 

11. Quelle und Herkunft der Daten; Informationen gemäß Art. 14 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

Die hierzu erforderlichen Daten werden im Regelfall direkt bei der betroffenen Person erhoben. 

12. Automatisierte Entscheidungsfindung und Profiling 

Wir setzen in diesem Zusammenhang keine vollautomatisierte Entscheidungsfindung gemäß Art. 22 DSGVO 
ein und verarbeiten Daten nicht mit dem Ziel, bestimmte persönliche Aspekte automatisiert zu bewerten. 

13. Pflicht zur Bereitstellung der Daten 

Die Verpflichtung zur Angabe personenbezogener Daten ergibt sich aus den genannten gesetzlichen und 
rechtlichen Bestimmungen. 

 


